
EEiinneeEine nneeuueeneue IIddeeeeIdee ffüürrfür ddeennden WWiinnddmmüühhllbbeerrggWindmühlberg
OLA-Chef Boris-André Meyer bringt eine Alternative zur beschlossenen, aber bislang nicht umgesetzten Ampellösung ins Spiel

VON FLORIAN PÖHLMANN

ANSBACH – Diese eine Sekunde
am Ostersamstag 2022 ist Jürgen
Strauß so präsent, als wäre es erst
gestern gewesen. Der Anwohner des
Windmühlbergs war Ersthelfer bei
dem Rad-Unfall, der eine Frau das
Leben kostete. Doch an der Que-
rungssituation der Bundesstraße 14
hat sich seitdem nichts verbessert.
Nun ist eine neue Idee aufgetaucht.

Die Frau hatte damals versucht,
die Bundesstraße am Ansbacher
Windmühlberg auf Höhe der Ein-
mündungen von Rummelsberger
Straße und Hochstraße zu überque-
ren. Ein Motorradfahrer erfasste sie
bei dem Versuch und verletzte die
Radfahrerin tödlich.

Die Betroffenheit war damals groß,
wenige Wochen später war im Ver-
kehrsausschuss des Stadtrates be-
schlossen worden, die schwierige Si-
tuation für nichtmotorisierte Ver-
kehrsteilnehmer zu entschärfen. Mit
dem Bau einer neuen Ampelanlage
und der Umgestaltung der in diesem
Bereich vierspurigen Bundesstraße
mitsamt der Einmündungen.

Seit dem Unfall
„ist nichts passiert“

„Doch passiert ist seitdem nichts“,
stellt Stadtrat Boris-André Meyer ei-
nigermaßen ernüchtert fest. Wobei
das in diesem Fall weniger an den
langsam mahlenden Mühlen der per-
sonell nicht üppig besetzten städti-
schen Verwaltung liegt. Für die Bun-
desstraße, mitsamt einer möglichen
Neugestaltung durch eine Ampel, ist
das Staatliche Bauamt verantwort-
lich. „Und da steht das Projekt sicher
nicht ganz oben auf der Prioritäten-
liste“, glaubt Meyer.

Um aber nach rund eineinhalb
Jahren Bewegung in den Fall zu be-
kommen und so nebenbei den politi-

schen Druck etwas zu erhöhen, hat
der Fraktionsvorsitzende der Offe-
nen Linken nun eine Alternative zu
den bisherigen Plänen ins Spiel ge-
bracht. „Schneller und kostengünsti-
ger“ soll der Vorschlag der OLA sein,
verspricht Meyer bei einem Ortster-
min mit einigen Anwohnern.

Müssen Fußgänger und Radler aus
Kammerforst, Rabenhof und Pfaf-
fengreuth bislang für eine sichere
Überquerung der Bundesstraße erst
hinunter in Richtung Stadt zur Rit-
ter-von-Lang-Allee und anschließend
mühsam wieder den Berg hinauf,
nimmt sich der von Meyer formu-

lierte Ansatz doch deutlich pragma-
tischer und lebensnaher aus.

„Es fährt doch keiner die 1,8-Kilo-
meter-Umweg“, berichtet Anwohner
Jürgen Strauß von seinen Beobach-
tungen an der Gefahrenstelle, die
trotz der Lage an einer Kuppe laut
polizeilicher Unfallstatistik kein Un-
fallschwerpunkt ist. Für eine Redu-
zierung der Geschwindigkeitsvorga-
ben sieht das Staatliche Bauamt da-
her keinen Anlass. „Es ist weniger
geworden, aber an der Stelle fahren
immer noch genug Radfahrer auch
mit Kinderanhänger über die Bun-
desstraße“, sagt Strauß.

Auch deswegen hält Meyer die Si-
tuation für „äußerst problematisch“.
Die mit Anwohnern zusammen ent-
wickelte Idee sieht deshalb vor, auf
der linken Seite der Bundesstraße in
Richtung Nürnberg etwa 500 Meter
Radweg in Richtung Urlas-Kreuzung
zu schaffen. Dort besteht an der Am-
pel eine sichere Überquerungsmög-
lichkeit nebst Anschluss an den be-
stehenden Radweg.

Dazu müsste die Stadt aber Grund
erwerben, bislang eines der Haupt-
argumente gegen diese Idee. Das ist
nun aber möglich, argumentiert Mey-
er. Der betreffende Eigentümer der

Fläche würde den Randstreifen „zu
marktüblichen Konditionen“ abge-
ben. Das hat er gegenüber Vertretern
der OLA versichert. Rund 400 Meter
wären dazu nötig, die letzten Meter
der Fläche vor der Urlas-Ampel be-
finden sich ohnehin bereits im
Eigentum der Stadt.

„Wenn man es will, ist es möglich“,
glaubt Meyer, der den neuen Ansatz
für „eine charmante Lösung“ hält.
Der Radsport-Enthusiast, der selbst
einige tausend Kilometer pro Jahr im
Sattel unterwegs ist, sieht in dem An-
schluss über Kammerforst zur Urlas-
Ampel an der B14 auch eine Chance.
Das Radwegenetz im östlichen Stadt-
gebiet Ansbachs würde in Richtung
Eyb fortgeführt. „Eine grundlegende
Verbesserung“, findet der Stadtrat.„Wenn man will,

ist es möglich.
Boris-André Meyer

Zudem sieht diese Idee eine zweite
Ampel nicht vor. Ein weiterer Vor-
teil in Meyers Augen, da sonst der
fließende Verkehr mit einer weiteren
Signalanlage innerhalb von nur 500
Metern eingebremst werden würde.
Die verantwortlichen Behörden hat
er bereits von der Idee in Kenntnis
gesetzt, mit der Bitte, den Vorschlag
zu prüfen. Doch das kann dauern,
Umsetzung inklusive. Die nächste
Sitzung des Bauausschusses steht im
Februar 2024 an.

Was der OLA-Chef kritisiert: Bis-
lang ist der Kreuzungsumbau, den
die Installation einer Ampel zwin-
gend erforderlich machen würde, im
Haushaltsentwurf der Kämmerei
nicht verankert. Und diese Woche
dürfte im Stadtrat bei den Beratun-
gen über den Einsatz der Steuergel-
der in Ansbach nicht nur über dieses
Thema kontrovers diskutiert wer-
den.

OLA-Chef Boris-André Meyer (Zweiter von links) erklärt einigen Anwohnern am Windmühlberg die Idee, wie ein Rad-
weg entlang dieser Seite der B14 verlaufen könnte. Foto: Florian Pöhlmann

TTeeeennaaggeerrTeenager ddrroohhtteedrohte
mmiittmit TThhuujjaa--Thuja-BBuusscchhBusch
uunnddund EEiisseennssttaannggeeEisenstange
Der 17-Jährige war mit dem Türsteher
einer Ansbacher Bar in Streit geraten
ANSBACH (awa) – Ein amtsbe-

kannter 17-Jähriger ist am Samstag
gegen 23 Uhr in der Kneipe Brasse in
der Ansbacher Schwanenstraße mit
dem Türsteher in Streit geraten, teilt
die Polizei mit.

Anlass für die Auseinanderset-
zung war, dass der Teenager sich in
der Kneipe mit freiem Oberkörper
aufgehalten hatte. Der 55-jährige
Türsteher sollte dies unterbinden
und brachte ihn vor die Tür.

Der junge Mann war damit nicht
einverstanden, reagierte aggressiv
und wollte wieder eingelassen wer-
den, was ihm verwehrt wurde. Um
seinem Anliegen Nachdruck zu ver-
leihen, kam er zunächst mit einem
circa 80 Zentimeter hohen Tuja-
Busch, dann mit einer abgebroche-
nen Holzlatte und zum Schluss mit
einer Eisenstange zurück. Alle drei
Gegenstände hatte er zuvor entwen-
det. Er drohte damit jedoch nur, zu
Körperverletzungen kam es nicht.

Polizisten und
Arzt beleidigt

Anschließend beleidigte der 17-
Jährige die nun verständigte Polizei
massiv. Außerdem griff er die Beam-
ten tätlich an und leistete Wider-
stand gegen ihre Maßnahmen. Die
Polizisten wurden aber nicht ver-
letzt. Zuletzt bedrohte der Jugendli-
che auch noch einen Arzt, der eine
Haftfähigkeitsprüfung durchführen
sollte.

Ob der Jugendliche unter dem Ein-
fluss von Alkohol oder Betäubungs-
mitteln stand, ist nicht bekannt. Er
musste die Nacht in Polizeigewahr-
sam verbringen. Eine Reihe an Er-
mittlungsverfahren „quer durch das
Strafgesetzbuch“, so die Polizei, wur-
den gegen ihn eingeleitet.

GGeeggeennGegen „„ddaass„das ddrrööhhnneennddeedröhnende SScchhwweeiiggeenn““Schweigen“
Gedenkfeier zur Reichspogromnacht in der Ansbacher Synagoge: OB Deffner und Antisemitismus-Beauftragter Spaenle mahnten
VON JANNIC HOFMUTH

ANSBACH – Um der Schandtaten
der Reichspogromnacht wie bei vie-
len Veranstaltungen im ganzen Land-
kreis zu gedenken, versammelten
sich am Samstag über 60 Bürger in
der Ansbacher Synagoge. Oberbür-
germeister Thomas Deffner und der
Beauftragte für Antisemitismus des
Freistaates, Ludwig Spaenle, nah-
men Bezug auf die Lage in Nahost.

„Nie wieder ist jetzt“ – dieser Aus-
spruch fällt seit dem Angriff der Ter-
rorgruppe Hamas auf Israel so oft,
dass die Parole Plattitüden-Potenzial
erhält. In Ansbach war „Nie wieder“
am Samstag, als die Bänke der Sy-
nagoge in der Rosenbadstraße gefüllt
waren mit Menschen, die an die No-
vemberpogrome der NS-Diktatur am
9. November 1938 erinnerten.

Weit entfernt
und doch so nah

Die beiden Ereignisse scheinen so
weit voneinander entfernt, zeitlich
85 Jahre und räumlich fast 3000 Ki-
lometer Luftlinie. Trotzdem wurden
sie in den Reden am Samstagabend
im Licht der goldenen Kronleuchter
unvermeidbar zu einer Einheit.

Den Anfang der Veranstaltung, die
von der katholischen und evangeli-
schen Kirchengemeinde sowie dem
Frankenbund organisiert wurde,
machte der katholische Dekan Ans-
bachs, Harald Sassik. Nachdem eine
musikalische Formation des There-
sien-Gymnasiums nachdenkliche
Klänge gespielt hatte, mahnte Sassik,
nie die Gräueltaten der NS-Diktatur
und vor allem die Zerstörungswut
des 9. November zu vergessen.

Worte, die berührten. Die Bilder
der Zerstörung waren angesichts des
Anblicks des fein verzierten Balda-
chins im Zentrum der Synagoge
kaum vorstellbar.

Diesen Schleier lüftete Oberbür-
germeister Deffner, als er die Taten
der Hamas-Terroristen verurteilte,
deren Ziel „die Vernichtung Israels“
gewesen sei. Der 57-Jährige bemühte
sich, die Verbrechen der NS-Diktatur
und den Gewaltexzess der Hamas-
Milizen in Verbindung zu bringen. So
seien die Angriffe auf Israel „ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit“,
ein Rechtsverstoß, der aus den Nürn-
berger Prozessen hervorging. Die
Tatsache, dass diese Schreckensta-
ten auf deutschen Straßen bejubelt
werden, sei erschütternd.

Mehr denn je müsse klare Kante
gegen Antisemitismus gezeigt wer-
den. „Die Versprechen an die Jüdin-
nen und Juden dürfen kein Füllma-
terial für Sonntagsreden bleiben“,
sagte der OB. Es sei der Bevölkerung
Palästinas zu wünschen, dass sie sich

von der Hamas abwende, erklärte er
mit ruhiger Stimme.

Weniger ruhig, dafür umso klarer
waren die Worte, die der Antisemi-
tismusbeauftragte für die aktuelle
Lage fand. Nachdem sich Ludwig
Spaenle beim Oberbürgermeister für
seine Worte und bei allen Anwesen-
den dafür bedankt hatte, dass sie
„hier und heute Gesicht zeigen“, be-
tonte er, wie dramatisch die Lage sei.

„Antisemitismus war nie weg“,
sagte Spaenle und erinnerte an die
Ausgrenzungen der Juden in der jun-
gen Bundesrepublik. Doch auch für
den Münchner dauerte es nicht lan-
ge, bis sich in die Erinnerungen an
die deutsche Geschichte die erschüt-
ternden Ereignisse des vergangenen
Monats mischten. Bei dem Angriff
auf Israel ginge es um „ein großes
Ganzes“ und der Zeitpunkt sei kei-

neswegs zufällig gewählt. Er erinner-
te an die Abraham-Abkommen, in
denen sich die arabischen Staaten
des Nahen Osten und Israel unter der
Vermittlung des damaligen US-Präsi-
denten Trump 2020 auf eine Norma-
lisierung der Beziehungen geeinigt
hatten. Die Verträge vom 15. Sep-
tember 2020 wurden damals für ihre
vagen Formulierungen kritisiert.

Ludwig Spaenle geriet immer mehr
in Rage und beklagte neben dem Ver-
halten der Bundesregierung, dass es
ein „dröhnendes Schweigen“ in
Deutschland gebe. Kurz hielt er inne,
dann bedankte er sich erneut bei den
anwesenden Bürgerinnen und Bür-
gern, denn genau sie seien es, die
diesem „dröhnenden Schweigen ein
Ende setzen“.

Mit dem Ausspruch „Nur wer für
die Juden schreit, darf gregorianisch
singen“, zitierte der 62-Jährige den
Theologen, Widerstandskämpfer und
von den Nazis ermordeten Dietrich
Bonhoeffer.

„Für die Juden
schreit niemand“

Dieses Schreien sei jetzt wichtig.
„Für die Juden schreit niemand“,
wiederholte der Antisemitismusbe-
auftragte in seinem Wortbeitrag im-
mer wieder. Es müsse klar verurteilt
werden, wenn Menschen die Massa-
ker der Hamas feierten und damit
ihre Freiheitsrechte missbrauchten.
Dies sei auch ein Dienst für die Men-
schen in Gaza.

Gleichzeitig sei es selbstverständ-
lich, zu erlauben und zu erdulden,
wenn Menschen in Deutschland die
zivilen Opfer in Gaza betrauern und
Mitleid aussprechen.

Zum Abschluss der Veranstaltung
legten Oberbürgermeister Deffner
und der Antisemitismusbeauftragte
Spaenle einen Kranz für die Opfer
der Reichspogromnacht und der NS-
Diktatur nieder.

OB Thomas Deffner (hinten, mit Hut) verurteilte in seiner Rede den Hamas-
Angriff als ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Foto: Jannic Hofmuth
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